
Grüne ziehen Bodeninitiative zurück
Uster «Es gibt sowohl für eine Ab-
stimmung über die Bodeninitia-
tive als auch für deren Rückzug 
gute Argumente», sagte Patricio 
Frei, Präsident der Grünen Uster, 
Ende Januar im Parlament. Nun 
haben die Grünen sich für Letz-
teres entschieden, wie die Partei 
in einer Mitteilung schreibt. So-
mit wird der Gegenvorschlag des 
Stadtrats umgesetzt.

Der Rückzug ist insofern nicht 
überraschend, da das Anliegen 
von keiner grossen Ustermer 
Partei unterstützt wurde. Selbst 
die SP war für den Gegenvor-
schlag des Stadtrats. Sie kriti-
sierte im Parlament, dass die 
 Bodeninitiative zu radikal sei.

Grüne sind zufrieden
Für Patricio Frei war die Diskus-
sion im Gemeinderat zwar wich-
tig, doch den Grünen war schon 
vor der Abstimmung im Parla-
ment klar, dass die Initiative 
einen schweren Stand haben 
würde. «Erst als der Gegenvor-
schlag eine Mehrheit im Gemein-
derat fand, wurde der Rückzug 

für uns zur Option.» In ihrer Mit-
teilung zeigen sich die Grünen 
jetzt aber auch mit dem Gegen-
vorschlag zufrieden. Städtische 
Grundstücke können künftig im 
Baurecht und im Tausch zur Nut-
zung abgetreten werden. Dies 
entspreche den Forderungen der 
Bodeninitiative.

Forderungen erfüllt, aber ...
Mit dem Gegenvorschlag habe 
der Stadtrat zudem eine 180- 
Grad-Wende vollzogen, sagt  
Frei. «Noch vor einem Jahr  wollte 
die Exekutive ein städtisches 
Grundstück in der Looren ohne 
Ausschreibung verkaufen.» Sol-
che Aktionen will der Stadtrat 
mit dem Gegenvorschlag nun 
selber verunmöglichen. Dass die 
Forderungen der Grünen von 
einem Grossteil der Bevölkerung 
getragen würden, zeige die Tat-
sache, dass sie auch von Partei-
en wie der FDP Rückhalt ge-
niessen.

Eine klare Differenz bleibe 
aber: Während die Bodeninitia-
tive den Verkauf von städtischen 

Grundstücken grundsätzlich 
ausschloss, kann der Stadtrat 
 gemäss Gegenvorschlag von 
 dieser Möglichkeit Gebrauch 
 machen, «wenn dies überge-
ordnete öffentliche Interessen 
gebieten».

Zwar lässt eine solche Aus-
nahmeregelung viel Interpre-
tationsspielraum. Die Grünen 
seien aber überzeugt, dass der 
Stadtrat «grundsätzlich keine 
städtischen Grundstücke verkau-
fen» wolle. Um Ausnahmen 
 möglichst zu unterbinden, werde 
die Partei beim Umsetzungsbe-
schluss des Stadtrats genau hin-
schauen.

David Marti

Die Bodeninitiative

Die Grünen hatten die Bodeninitia-
tive am 6. April 2018 mit 800 Unter-
schriften eingereicht. Hätten sie 
ihr Begehren nicht zurückgezo-
gen, hätte das Ustermer Stimm-
volk entscheiden müssen. (zo)
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